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§ 1 Einführung 

I. Gegenstand und Zielsetzung der Arbeit 

Die Einwilligung ist ein Stiefkind der Privatrechtsdogmatik. Obwohl das 
Rechtssprichwort „volenti non fit iniuria" ein grundlegendes rechtsethisches 
Prinzip zum Ausdruck bringt, obwohl sich die praktische Bedeutung der 
Einwilligung nicht leugnen läßt und obwohl sie sich an der dogmatisch inter-
essanten Schnittstelle zwischen Rechtsgeschäftslehre und Deliktsrecht befin-
det, beschränken sich in allen gängigen Kommentaren und Lehrbüchern die 
allgemeinen Ausführungen zur Einwilligung1 auf wenige Zeilen. In einigen 
Standardwerken wurden in den neuesten Auflagen die ohnehin knappen Er-
läuterungen noch einmal gekürzt2. 

Ganz anders ist die Situation in einigen ausländischen Rechtsordnungen und 
im Strafrecht. Zum österreichischen Recht hat jüngst Resch eine umfassende 
Untersuchung vorgelegt3, im englischen und amerikanischen Recht enthalten 
die größeren Lehrbücher des Deliktsrechts (tort law) ausführliche Abschnitte 
zur Einwilligung4. Auch im deutschen Strafrecht nimmt die Einwilligung in der 
Lehrbuch- und Kommentarliteratur breiten Raum ein5; daneben widmen sich 
verschiedene aktuelle Monographien der Einwilligungslehre insgesamt6 oder 

1 Hingegen nimmt die Darstellung der ärztlichen Aufklärungspflicht oft erheblich 
breiteren Raum ein, vgl. etwa MüKo /Mertens, Rz. 39-42, 4 4 6 ^ 4 9 zu § 823 (Einwilligung 
allgemein), Rz. 419-445 zu § 823 (Aufklärungspflicht); Palandt/Thomas, Rz. 4 2 ^ 4 zu 
§ 823 (Einwilligung allgemein), Rz. 45-53 (Aufklärungspflicht). 

2 Die bisher ausführlichste Kommentierung zur Einwilligung wurde in der 12. Aufl. 
des Staudinger von Schäfer, Rz. 455 ff. zu § 823, vorgenommen. Bei der von Hager besorg-
ten Neubearbeitung für die 13. Bearb. wurden diese Ausführungen nicht übernommen, 
sondern durch die knappen, auf einzelne Rechte bezogenen Ausführungen in Rz. C 176 ff. 
und I 76 ff. ersetzt. In der Lehrbuchliteratur nahm sich Larenz in der 12. Aufl. des Schuld-
rechts, Bd. II, § 71 I c 1 (S. 594 f.) der Einwilligung vergleichsweise gründlich an. In der von 
Canaris bearbeiteten 13. Aufl. fehlt diese Passage, s. dort, § 75 II 2 c (S. 363). 

3 Resch, Die Einwilligung des Geschädigten (1997). 
4 Vgl. zum US-Recht ProsserlKeeton, See. 18 (S. 112-124), zum englischen Recht Clerk 

& Lindseil, Rz. 3 -57 ff., 8 -25 ff.; 13-07 ff.; 18-52 ff. 
5 Vgl. etwa LK/Hirsch, Rz. 92-128 vor § 32; Schönke-Schröder/Lenckner, Rz. 29-53 

vor §§ HiUjescheck/Weigend, § 34; Roxin AT I, § 13. 
6 Göbel, Die Einwilligung im Strafrecht als Ausprägung des Selbstbestimmungsrechts 

(1992). 
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Ausschnitten wie der Irrtumslehre7 oder den Schranken der Einwilligung8. Es 
scheint daher, als habe die spöttische Einschätzung Zitelmanns kaum an Ak-
tualität verloren, der 1906 vermerkte, das Privatrecht nähre sich in diesem 
Bereich „fast vollständig von den Brocken (...), die von der - mit Literatur 
hierüber reich besetzten - Tafel des Strafrechts fallen"9. Zitelmann hielt diesen 
Zustand für unbefriedigend: 

„Hat nicht bei der sehr großen praktischen Bedeutung dieser Frage gerade auch auf 
privatrechtlichem Gebiet die Wissenschaft dieses Rechtszweiges guten Grund, die 
Führung des Haushalts selbständig zu übernehmen? Und ist es nicht sogar umge-
kehrt denkbar, daß von Rechts wegen das Privatrecht hier der Spendende sein und das 
Strafrecht erst bei ihm zu Gaste gehen sollte?" 

Die Literatur der fast 100 Jahre, die seitdem vergangen sind, hat sich diesen 
Aufruf kaum zu Herzen genommen. Die grundlegenden Gedanken, die Zitel-
mann seinerzeit in einem Aufsatz monographischen Formats formulierte, 
wurden im älteren Schrifttum teilweise berücksichtigt10, später aber in zuneh-
mendem Maße verdrängt. Ein Grundsatzurteil des BGH aus dem Jahre 195811 

zur Einwilligungsfähigkeit Minderjähriger in ärztliche Heileingriffe gab An-
laß zu zwei Dissertationen12. Im Jahre 1985 griff Kohte in einem umfangrei-
chen Aufsatz einige der Gedanken Zitelmanns auf und entwickelte sie wei-
ter13. Seitdem sind zwar in Teilgebieten des Privatrechts einige Arbeiten zur 
Einwilligung erschienen14, die Einwilligungslehre insgesamt harrt aber noch 
der umfassenden monographischen Bearbeitung. 

In dieser Arbeit soll der Versuch unternommen werden, das Versäumte 
nachzuholen. Dabei wird eine dreifache Zielsetzung verfolgt, an der sich auch 
der Aufbau der Arbeit orientiert. Erstens geht es um eine Bestandsaufnahme 
der tatsächlichen Problematik sowie der historischen Entwicklung der Ein-
willigungslehre. Während viele privatrechtliche Stellungnahmen zur Einwil-

7 Arzt, Willensmängel bei der Einwilligung (1970); Kußmann, Einwilligung und Ein-
verständnis bei Täuschung, Irrtum und Zwang (1988); Amelung, Irrtum und Täuschung 
als Grundlage von Willensmängeln bei der Einwilligung des Verletzten (1998); Rönnau, 
Willensmängel bei der Einwilligung im Strafrecht (2001). 

8 Sternberg-Lieben, Die objektiven Schranken der Einwilligung im Strafrecht (1997); 
Niedermair, Körperverletzung mit Einwilligung und die Guten Sitten (1999). 

9 Zitelmann, AcP 99 (1906) 1, der diese Äußerung zwar auf die Rechtfertigungsgründe 
im allgemeinen bezieht, anschließend aber den überwiegenden Teil seiner Ausführungen 
der Einwilligung widmet. 

10 Vgl. vor allem Fischer, Die Rechtswidrigkeit (1911), § 25 (S. 271-280); Dietz, An-
spruchskonkurrenz bei Vertragsverletzung und Delikt (1934), § 16 (S. 214-237). 

11 BGHZ 29, 33, im folgenden als Minderjährigenentscheidung bezeichnet. 
12 Rosener, Die Einwilligung in Heileingriffe (1965); Schenke, Die Einwilligung des 

Verletzten unter besonderer Berücksichtigung ihrer Bedeutung bei Persönlichkeitsver-
letzungen (1965). 

13 Kohte, AcP 185 (1985) 105-161. 
14 Vgl. insb. Dasch, Die Einwilligung zum Eingriff in das Recht am eigenen Bild (1990); 

Voll, Die Einwilligung im Arztrecht (1996). 



II. Abgrenzung des Themas 3 

ligung bisher von einem konkreten Problem - etwa dem ärztlichen Heilein-
griff - ausgehen und daher an einer einseitigen Perspektive leiden, bemüht 
sich der erste Teil darum, das Gesamtbild zu zeichnen. Zweitens gilt es, die 
Grundwertungen der Einwilligungslehre herauszuarbeiten und das Rechts-
institut in die zivilrechtliche Systematik einzuordnen. Davon ausgehend stellt 
sich drittens die in der Praxis wichtigste Frage nach den einzelnen Wirk-
samkeitsvoraussetzungen der Einwilligung. 

II. Abgrenzung des Themas 

Der Begriff „Einwilligung" ist wenig trennscharf. In der Alltagssprache be-
zeichnet er meist die Zustimmung zu einem von einer anderen Person ge-
machten Vorschlag, doch in der juristischen Terminologie wird er in einer 
verwirrenden Vielfalt von Bedeutungsvarianten gebraucht. Das Rechtssprich-
wort „volenti non fit iniuria" verkörpert die Idee der unrechtsausschließen-
den Einwilligung15, die im Privatrecht meist als Rechtfertigungsgrund einge-
ordnet wird und sich auf ein tatsächliches Verhalten bezieht. Dagegen definiert 
§ 183,1 B G B die Einwilligung als vorherige Zustimmung zu einem Rechtsge-
schäft; Folge des Fehlens ist nicht die Rechtswidrigkeit einer Handlung, son-
dern die sofortige oder schwebende Unwirksamkeit des Rechtsgeschäfts. Da-
neben kennt das Verfahrensrecht die Einwilligung als Prozeßhandlung16 und 
das Registerrecht die bisweilen auch als Einwilligung bezeichnete Bewilli-
gung von Registeränderungen17. Ein Blick ins österreichische Recht vervoll-
ständigt die Begriffsverwirrung: Das A B G B bezeichnet in verschiedenen Vor-
schriften die Annahme einer vertraglichen Offerte als „Einwilligung"18. 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist nur die unrechtsausschließende Ein-
willigung im Sinne des Satzes „volenti non fit iniuria". Davon ist die Einwilli-

15 Der übliche Begriff der „rechtfertigenden Einwilligung" wird hier vermieden, denn 
er präjudiziert bereits die Einordnung der Einwilligung in den dreistufigen Deliktsaufbau, 
hierzu im einzelnen unten, § 7 II. Dasselbe gilt für den Begriff „Einwilligung des Verletz-
ten": Es ist gerade die Frage, ob man den Hausherren, der in seinem Garten von einem 
Gärtner einen Baum fällen läßt, wirklich als „Verletzten" ansehen kann. 

16 Vgl. etwa §§ 267, 269 I, II, 566 I 1 Nr. 1 ZPO. 
17 Während § 19 G B O von der „Bewilligung" spricht, ist vor allem im gewerblichen 

Rechtsschutz in diesem Zusammenhang der Begriff „Einwilligung" geläufig, so ist im 
Markenrecht die Eintragungsbewilligungsklage (§ 44 I MarkenG) üblicherweise auf „Ein-
willigung in die Eintragung", die Löschungsklage (§ 55 I MarkenG) auf „Einwilligung in 
die Löschung der Eintragung" gerichtet, vgl. B G H G R U R 1981, 53 - „Arthrexforte"; 
Fezer, Rz. 5 zu § 44, Rz. 10 zu § 55; Ingerl/Robnke, Rz. 21 zu § 44, Rz. 8 zu § 55; im 
Patentrecht war früher in § 34 III PatG a. F. von der „Einwilligung" in die Löschung der 
Eintragung einer ausschließlichen Lizenz die Rede, in § 30 IV 4 der seit 1998 geltenden 
Fassung des PatG wird statt dessen der Begriff „Zustimmung" verwendet. 

18 Vgl. etwa §§ 869, 877 ABGB, weitere Nachw. bei Rescb, S. 9. 
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gung im Sinne des § 183 BGB scharf zu trennen19, was in der Literatur biswei-
len übersehen wird20. Zwar wird sich zeigen, daß zwischen beiden Instituten 
eine gewisse Verwandtschaft besteht, sie gewinnt aber nur für Abgrenzungs-
zwecke Bedeutung. Davon abgesehen wird die Einwilligung nach § 183 BGB 
ebensowenig behandelt wie die prozeß- und registerrechtlichen Einwilligun-
gen. Auf dieser Grundlage kann die Einwilligung vorläufig als Erlaubnis defi-
niert werden, die das Unrecht eines tatsächlichen Verhaltens ausschließt. 

Auch mit dieser Arbeitsdefinition bleiben Abgrenzungsprobleme. Zum 
einen beinhalten zahlreiche im BGB geregelte Rechtsgeschäfte die Gestattung 
eines tatsächlichen Verhaltens, man denke nur an Verfügungsgeschäfte wie die 
Bestellung einer Dienstbarkeit oder an Verpflichtungsgeschähe wie die Miete. 
Es ist unklar, ob die Einwilligung ein Element dieser Geschäfte bildet, ob sie 
das deliktsrechtliche Äquivalent dieser rechtsgeschäftlichen Vereinbarungen 
darstellt oder ob sie sich von ihnen unterscheidet. Zum anderen ist trotz 
verschiedener Arbeiten zum „Handeln auf eigene Gefahr"21 die Abgrenzung 
zwischen der Einwilligung und dem bloßen Eingehen eines von einem ande-
ren geschaffenen Risikos unklar geblieben. Schließlich herrscht Unsicherheit 
darüber, ob die strafrechtliche Unterscheidung zwischen dem tatbestandsaus-
schließenden Einverständnis und der rechtfertigenden Einwilligung auch im 
Privatrecht vorzunehmen ist. Diese Fragen können nicht durch Definition 
entschieden werden, vielmehr bestimmen sie das Wesen der Einwilligung. Es 
sind Kernprobleme der dogmatischen Einordnung, die Ziel des zweiten Teils 
dieser Arbeit ist. 

III. Methode der Untersuchung 

Die Einwilligungslehre ist Gegenstand einer methodologischen Auseinander-
setzung. Während Zitelmann noch annahm, sämtliche Einzelfragen auf de-
duktivem Wege durch Ableitung aus dem Rechtsgeschäftsbegriff lösen zu 
können22, haben sich im neueren Schrifttum einige Autoren für einen induk-
tiven Ansatz ausgesprochen23. Vor allem die medizinrechtliche Praxis geht 

19 B G H Z 29, 33 (36); so bereits Zitelmann, AcP 99 (1906) 1 (58); Fischer, S. 278; Dietz, 
S. 228. 

20 Beispiele fü r Verwechslungen: Fromm/Nordemann/Vinck, Rz. 3 zu § 23 (Einwilli-
gung in die Bearbeitung eines urheberrechtlich geschützten Werkes als Fall des § 183); 
Staub/Konzen/Weber, Rz. 22 zu § 60 (Einwilligung in die Aufnahme einer Konkur renz-
tätigkeit als Fall des § 183); Günther, S. 347 (Einwilligung im Sinne des § 183 als Pendant 
der strafrechtlichen Einwilligung). 

21 Grundlegend Stoll, Das Handeln auf eigene Gefahr (1961), weitere Nachw. unten, § 9 
IV 2 a. 

22 Zitelmann, AcP 99 (1906) 1 (48). 
23 So nachdrücklich Kohte, AcP 185 (1985) 105 (120), weitere Nachw. unten, § 9 III 1. 
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letzteren Weg längst: Nachdem die Einwilligung nicht mehr als Rechtsge-
schäft begriffen wird, werden die Einzelfragen der Einwilligung problembe-
zogen von Fall zu Fall gelöst. Im Arzthaftungsrecht hat sich mittlerweile eine 
umfangreiche eigenständige Kasuistik herausgebildet, die sich von den System-
begriffen des B G B weitgehend gelöst hat. 

Die Alternative zwischen deduktiver und induktiver Methode besteht je-
doch nur scheinbar. Reine Deduktion wäre unangemessen, da die Einwilli-
gung im System des B G B nicht berücksichtigt wurde. Es wird sich zeigen, daß 
die Frage nach der Rechtsgeschäftsnatur der Einwilligung häufig überbewer-
tet wird24: Wenn die Einwilligung ein Rechtsgeschäft ist, dann jedenfalls ein 
äußerst untypisches. Durch eine schulmäßige Subsumtion unter die Vor-
schriften der Rechtsgeschäftslehre lassen sich die praktischen Fragen der 
Einwilligungslehre nicht befriedigend lösen. Umgekehrt ist auch das mittler-
weile verbreitete rein induktive Vorgehen bedenklich, da es ohne Not den 
teleologischen Gehalt der Rechtsgeschäftslehre vernachlässigt und sich einer 
dogmatischen Stimmigkeitskontrolle entzieht25. Zwischen der Erkenntnis des 
Gegenstandes und seiner systematischen Qualifikation besteht eine Wechsel-
wirkung26. In Anlehnung an das bekannte Wort Engischs vom „Hin- und 
Herwandern des Blicks"27 wird die vorliegende Arbeit einerseits die Vor-
schriften der Rechtsgeschäftslehre und des Haftungsrechts, andererseits die 
Vielfalt problematischer Fallkonstellationen im Blick behalten müssen. Auch 
wenn im zweiten Teil der Arbeit die Einwilligungslehre aus den Grundideen 
der Selbstbestimmung und Selbstverantwortung entwickelt wird, ist damit 
nicht die Entscheidung für ein deduktives Vorgehen gefallen. Statt dessen 
werden sämtliche Thesen stets anhand praktischer Fallbeispiele überprüft. 

Die Arbeit stellt einen Beitrag zur Dogmatik des Privatrechts dar. Die Ent-
wicklung einer einheitlichen Einwilligungslehre, die für das Straf- wie für das 
Zivilrecht gleichermaßen Geltung beanspruchen könnte, ist nicht beabsichtigt. 
Im Gegenteil wird in § 7 dieser Arbeit der Nachweis versucht, daß das Schlag-
wort von der „Einheit der Rechtsordnung" nur zur Widerspruchsfreiheit, nicht 
hingegen zum völligen Gleichlauf zwischen straf- und privatrechtlicher Ein-
willigungslehre zwingt. Aus diesem Grund wird auf eine umfassende Bestands-
aufnahme der strafrechtlichen Rechtsprechung und Lehre verzichtet. Eine 
solche böte nichts Neues, auf verschiedene strafrechtliche Arbeiten, die einen 
guten Uberblick über die Materie verschaffen, kann getrost verwiesen werden28. 

24 S. unten, § 9 III 1. 
25 Zur Bedeutung der systematischen Einordnung Canaris, Systemdenken, S. 88 ff. 
26 Canaris, a.a.O., S. 89. 
27 Engisch, Logische Studien, S. 15, bezieht dieses Bild auf den Subsumtionsprozeß. 
28 Genannt seien statt vieler Göbel, Die Einwilligung im Strafrecht als Ausprägung des 

Selbstbestimmungsrechts (1992); Roxin AT I, § 13, Schönke-Schröder/Cramer, Rz. 29ff. 
vor §§ 32ff.; Amelung/Eymann, JuS 2001, 937ff. 
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Damit ist allerdings nicht zugleich gesagt, daß eine privatrechtliche Untersu-
chung das reichhaltige strafrechtliche Gedankengut zur Einwilligung schlicht 
außer Betracht lassen dürfte. Im Gegenteil sind im Strafrecht Argumente und 
Lösungen erwogen worden, zu denen die in diesem Bereich sehr spärliche 
Privatrechtsdogmatik bisher nicht vorgedrungen ist. Daher werden straf-
rechtliche Theorien immer dann berücksichtigt, wenn sie zur Lösung des 
jeweiligen Einzelproblems beitragen können. Vor allem im dritten Teil der 
Arbeit wird bei der Analyse der einzelnen Einwilligungsvoraussetzungen 
häufig auf strafrechtliche Entscheidungen und Abhandlungen Bezug genom-
men. Dabei wird allerdings stets kritisch geprüft, ob diese Gedanken ange-
sichts der Funktionsunterschiede zwischen beiden Rechtsdisziplinen auch 
für das Privatrecht überzeugen. 

Auch eine umfassende Darstellung der Einwilligungslehre in ausländischen 
Rechtsordnungen ist nicht beabsichtigt. Vor allem zur Einordnung der Ein-
willigung in das System des deutschen Privatrechts, die im zweiten Teil der 
Arbeit unternommen wird, hat die Rechtsvergleichung wenig beizutragen. 
Etwas anderes gilt jedoch, wenn im dritten Teil praktische Fragen zu beant-
worten sind, die unabhängig von der jeweiligen Rechtsordnung auftreten, 
etwa die Frage nach der Einwilligungsfähigkeit Minderjähriger. Hier bieten 
vor allem das englische und das amerikanische Recht interessantes Material29. 
Das mag mit der großen praktischen Bedeutung des Deliktsrechts ( tort law) in 
common law-Systemen ebenso zusammenhängen wie mit der dort üblichen 
pragmatischen Art, Probleme ohne große dogmatische Bekümmertheit mit 
common sense zu lösen. Gerade im US-Recht findet sich eine Vielzahl auf-
schlußreicher Entscheidungen; außerdem hat das Restatement (Second) of 
Torts von 197730 die Voraussetzungen der Einwilligung in zwei Regeln zu-
sammengefaßt31 und kommentiert. Es gibt keinen guten Grund dafür, diesen 
Ansatz nur deswegen nicht zu berücksichtigen, weil er von ausländischen 
Juristen stammt32. Allerdings muß ebenso wie im Verhältnis zum deutschen 
Strafrecht sorgfältig geprüft werden, ob die jeweiligen Lösungsvorschläge auf 

29 Hingegen ist im französischen Recht umstritten, ob der Einwilligung überhaupt 
rechtfertigende Wirkung zukommt, vgl. Ferid/Sonnenberger, Rz. 2 O 130, 338. Soweit in 
der Lehrbuchliteratur die Einwilligung überhaupt erwähnt wird, geschieht dies meistens 
mit Bezug auf Einzelprobleme wie den ärztlichen Heileingriff oder Sportverletzungen, 
vgl. Tourneau/Cadiet, Rz. 989 ff., 1001 ff. 

30 Ein Restatement of Law ist eine vom American Law Institute erarbeitete Zusammen-
stellung der wichtigsten fallrechtlichen Regeln. Die Restatements sind trotz ihrer gesetzes-
ähnlichen Form rechtlich nicht bindend, haben aber in der Praxis eine erhebliche Uberzeu-
gungskraft, vgl. Reimann, S. 8. Zum Deliktsrecht liegt zwar mittlerweile eine dritte Fassung 
des Restatement von 1999 vor, die aber erst Teilgebiete erfaßt. Die Einwilligung ist bisher 
nicht darunter. 

31 Restatement (Second) of Torts, See. 892-892D. 
32 Vgl. Zweigert/Kötz, § 2 III (S. 19). 
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Besonderheiten des anglo-amerikanischen Rechts beruhen und aus diesem 
Grund nicht für eine Übernahme ins deutsche Recht taugen. 

IV. Gang der Darstellung 

Die Arbeit gliedert sich in drei Teile. Die Bestandsaufnahme (erster Teil) 
beginnt mit einem Uberblick über die Vielfalt der praktisch problematischen 
Fragen (§ 2). Anschließend werden die historische Entwicklung vom römi-
schen Recht bis zu den Entwürfen des B G B (§ 3) und die Entwicklung des 
Privatrechts seit 1900 (§ 4) dargestellt. Ausgangspunkt der Grundlegung und 
dogmatischen Einordnung (zweiter Teil) ist der Satz „volenti non fit iniuria" 
als rechtsethisches Prinzip (§ 5). Von der Rechtsphilosophie führt der Weg 
über verfassungsrechtliche Vorüberlegungen (§ 6) und eine Klärung des Ver-
hältnisses zum Strafrecht (§ 7) zu den Grundprinzipien der privatrechtlichen 
Einwilligungslehre. Die Einwilligung wird in eine Stufenleiter der Gestattun-
gen eingeordnet (§ 8), in Abgrenzung zu verwandten Rechtsfiguren wird 
sodann ihre Rechtsnatur bestimmt (§ 9). Auf dieser Grundlage läßt sich in 
§ 1 0 systematisch zeigen, welche Rechtsfiguren des B G B als Einwilligungen 
anzusehen sind. Der dritte Teil ist den Wirksamkeitsvoraussetzungen der 
Einwilligung gewidmet. Im einzelnen interessieren die Einwilligungsfähigkeit 
(§ 11), Fragen der Erklärung, der Auslegung und des Widerrufs (§ 12), die 
Folgen von Willensmängeln und die Bedeutung von Aufklärungspflichten 
(§ 13), die Dispositionsfreiheit und ihre Grenzen (§ 14), Nichtigkeitsgründe 
im übrigen (§ 15) und Fragen der Vertretung und Ubertragbarkeit (§ 16). 

Auf einen „besonderen Teil" wird verzichtet, da sämtliche praktischen 
Einzelprobleme entweder die in § 10 behandelte Frage betreffen, ob es sich in 
der jeweiligen Fallkonstellation überhaupt um eine Einwilligung oder um ein 
verwandtes Rechtsinstitut handelt, oder mit den im dritten Teil behandelten 
Wirksamkeitsvoraussetzungen zusammenhängen. Gerade die Notwendigkeit 
eines „Hin- und Herwanderns des Blicks" zwingt dazu, die speziellen Fall-
beispiele in der Analyse des jeweiligen Regelungskomplexes zu verarbeiten. 
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Indikation 427 ff. 
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- ärztlicher Heileingriff 13,243,374//! , 

3 8 6 f f , 474 
Auslegung 340ff. , 472 f. 
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- allgemein 392 ff., 474 
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Einverständnis 120, 125f., 130ff., 466 
Einwilligung i.S.d. § 183 BGB 3 f., 34, 

211,344, 464 
Einwilligungserklärung 3 2 7 f f , 472 
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470 
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- persönlichkeitsrechtliche Einwilli-
gung 55 ff., 210 ff., 259 ff., 312 ff., 
430 ff. 
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- translative 147 
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Scheinfreiwilligkeit 18, 442 f., 446 
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- Einwilligung und Einverständnis 120, 

125 f. 
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- Einwilligungserklärung 327 
- Verhältnis zum Zivilrecht 5, 108ff., 

120ff, 466 f. 
- Übernahme strafrechtlicher Einwilli-

gungsschranken 400 ff. 
- Willensmängel 357 ff. 
Stufenleiter der Gestattungen 141 f f . , 147, 

348 f., 414, 431,467 
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befugnis 
- Begriff 181 f. 
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Transplantation 14, 82, 88, 105f., 311 ff., 

406, 454 

Unterlassungsanspruch 198 ff. 
unwiderrufliche Einwilligung, s. Wider-

ruf 
Urheberrecht 
- Urheberpersönlichkeitsrecht 17, 

267ff, 396, 342 f., 432 f. 
- Verwertungsrechte 276f, 395 

venire contra factum proprium 232 ff., 
469 

Verfassungsrecht 
- als Rahmen der Einwilligungs-

lehre 81 f f , 465 f. 
- und Privatrecht 81 ff. 

Vertrag 
- Einwilligung im Vertragsrecht 2 2 , 2 7 7 f f . 
- Einwilligung und Verpflichtungs-

vertrag 167, 447 ff. 
Verwirkung 233 ff. 
Verzicht 147 f., 175,183 ff., 263,267 ff., 280 
„volenti non fit iniuria" 
- als Gerechtigkeitsprinzip 6 3 f f , 465 
- im römischen Recht 2 5 f f , 464 
- als Grundprinzip der Gestattungen 143 
- und Vertrag 63 
Vollmacht 
- als befugniserweiterndes Rechtsge-

schäft 172,186,348 
- Einwilligungsvollmacht 456ff, 477 
- Vorsorgevollmacht 12, 457ff. 
Vorsorgevollmacht, s. Vollmacht 

Wettbewerbsverbote 23,285 f f . 
Widerruf 
- der Einwilligung im 

allgemeinen 3 4 6 f f , 473 
- bei persönlichkeitsrechtlichen 

Gestattungen 353 ff. 
- unwiderrufliche Einwilligung 170 ff., 

467 f. 
- zur Unzeit 352 
- Widerrufserklärung 348 
Willensmängel 3 56ff., 473 f. 

Zeitpunkt der Einwilligung 344 f f , 473 
Zitelmann 2, 35ff., 201, 218f., 362f., 401, 

465 
Zweckübertragungstheorie 160,342 f., 443 f. 
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